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des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die in Nizza am 15. Juni 1957 Unterzeichnete 
Fassung des Madrider Abkommens vom 14. April 1891 über die 
internationale Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken 

— Drucksache IV/ 101 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reischl 


Das Madrider Abkommen über die internationale 
Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken er- 
öffnet den Angehörigen seiner Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, für ihre im Ursprungsland eingetrage- 
nen Marken durch nur eine Hinterlegung beim Inter- 
nationalen Büro zum Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums in Genf einen Schutz in allen Mitgliedstaaten 
zu erlangen. 

Die vorliegende Neufassung des Abkommens soll 
in erster Linie finanziellen Bedenken derjenigen 
Mitgliedstaaten Rechnung tragen, denen dadurch, 
daß sie in weit höherem Maße ausländischen Mar- 
inen Schutz gewähren als sie für die Marken ihrer 
Staatsangehörigen Schutz in anderen Mitgliedstaa- 
ten beanspruchen, ein erheblicher Ausfall an natio- 
nalen Anmeldegebühren und an Devisen entsteht. 
Nach dem neuen Artikel kann in Zukunft jeder 
Milgliedsstaat erklären, daß sich der Schutz aus 
der internationalen Registrierung auf diesen Staat 
nur dann erstrecken soll, v/enn der Inhaber der 
Marke dies ausdrücklich beantragt; Artikel 8 Abs. 2 
Buchstabe c erlegt in diesem Falle dem Markeninha- 
ber eine Registrierungsgebühr für jeden Mitglied- 
staat auf, der eine solche Erklärung aufgegeben hat. 
Ferner wird die internationale Registrierung der 
Marke nach den Warenklassen der internationalen 
Waren klasseneinteilung eingeführt (Artikels Abs. 2), 
wofür Artikel 8 Abs. 2 Buchstabe b die Er- 
hebung einer neuen zusätzlichen Gebühr vorsieht. 
Während der Überschuß aus den Grundgebühren 


wie bisher zu gleichen Teilen unter die Mitglied- 
staaten verteilt wird, werden die neu eingeführten 
Länder- und Klassengebühren nach Ablauf jedes 
Jahres im Verhältnis zur Zahl der Marken verteilt, 
für die während des abgelaufenen Jahres in jedem 
der Vertragsstaaten der Schutz beantragt worden 
ist, wobei diese Zahl bei Ländern mit Vorprüfung 
mit einem in der Ausführungsordnung festzusetzen- 
den Koeffizienten vervielfacht wird. 

Die Neufassung bezieht ferner die Dicnstleistungs- 
marken in das Madrider Abkommen ein. Bedeutsam 
ist die Einführung der sogenannten relativen Unab- 
hängigkeit der Marke. Anders als bisher ist die in- 
ternational registrierte Marke nicht mehr während 
ihrer gesamten Laufzeit, sondern nur noch bis zum 
Ablauf von 5 Jahren seit der internationalen Re- 
gistrierung von dem Bestehen der im Ursprungsland 
eingetragenen Marke abhängig (Artikel 6 Abs. 2). 

Nach Artikel 10 des Abkommens wird beim Inter- 
nationalen Büro ein Ausschuß gebildet, der aus den 
Leitern der nationalen Ämter des gewerblichen 
Eigentum.s besteht. Dieser Ausschuß hat grundsätz- 
lich beratende Funktion, kann jedoch außerdem 
durch einstimmigen Beschluß die Höhe der Gebüh- 
ren für die internationale Registrierung sowie die 
Ausführungsordnung zu dem Abkommen ändern. 
Diese Änderungen müßten in der Bundesrepublik 
Deutschland jeweils durch ein Ratifikationsgesetz in 
Kraft gesetzt werden; angesichts der verhältnis- 
mäßig geringen Bedeutung der Änderungen er- 
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scheint jedoch eine Vereinfachung dieses Verfahrens 
geboten. Der Recht saus schuß hat daher in das Zu- 
stimmungsgesetz zu dem Abkommen einstimmig 
einen Artikel 1 a eingefügt, der den Bundesminister 
der dustiz ermächtigt, die von dem Ausschuß beim 


! Internationalen Büro beschlossenen Änderungen der 
Gebühren und der Ausführungsordnung durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. Mit dieser Er- 
gänzung hat der Recht sausschuß das Ratifikations- 
j gesetz einstimmig gebilligt. 


Bonn, den 16. Februar 1962 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/101 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Februar 1962 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die in Nizza am 15. Juni 1957 Unterzeichnete 
Fassung des Madrider Abkommens vom 14. April 1891 über die 
internationale Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken 

— Drucksache IV/101 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses • 

(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die in Nizza am 15. Juni 1957 Unterzeichnete 
Fassung des Madrider Abkommens vom 14. April 
1891 über die internationale Registrierung von 
Fabrik- oder Handelsmarken 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Der in Nizza am 15. Juni 1957 von der Bundes- 
republik Deutschland Unterzeichneten Fassung des 
Madrider Abkommens vom 14. April 1891 über die 
internationale Registrierung von Fabrik- oder Han- 
delsmarken (bisherige Fassung: Reichsgesetzbl. 1937 
II S. 608) wird zugestimmt. Die Fassung wird nach- 
stehend veröffentlicht. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die in Nizza am 15. Juni 1957 Unterzeichnete 
Fassung des Madrider Abkommens vom 14. April 
1891 über die internationale Registrierung von 
Fabrik- oder Handelsmarken 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 
unverändert 


Artikel la 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
die vom Ausschuß beim Internationalen Büro (Arti- 
kel 10 Abs. 2 des Abkommens) beschlossenen Ände- 
rungen 

a) der in Artikel 10 Abs. 4 Buchstabe a bezeich- 
neten Gebühren 
und 


b) der in Artikel 10 Abs. 4 Buchstabe b genann- 
ten Ausführungsordnung zu dem Abkommen 

durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 
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• • Entwurf Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 

Artikel2 Artikel2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern unverändert 

das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikels Artikels 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- unverändert 

kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, in dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 12 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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